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terstiitzung und Zusammenarbeit seitens des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen und der
Weltgesundheitsorganisation;

6. erkennt ferner an, dass Tokelau auch weiterhin der Unterstiitzung der internationalen Gemein-
schaft bedarf und dass es Tokelaus Wunsch ist, Zugang zu den Ressourcen internationaler Organisationen
wie der Globalen Umweltfazilitit zu erhalten und aktives Mitglied in Organisationen wie der Allianz der
kleinen Inselstaaten und der Internationalen Organisation fiir erneuerbare Energien zu werden, im Einklang
mit Resolution 2625 (XXV) der Generalversammlung vom 24. Oktober 1970;

7. erinnert mit Befriedigung an die Einrichtung und die Tétigkeit des Internationalen Treuhand-
fonds fiir Tokelau zur Unterstiitzung des laufenden Bedarfs Tokelaus und fordert die Mitgliedstaaten sowie
die internationalen und regionalen Organisationen auf, Beitrige zu dem Fonds zu leisten und Tokelau so
praktisch dabei zu unterstiitzen, die Probleme zu meistern, die sich aus seiner geringen Grof3e, seiner Isola-
tion und seinem Mangel an Ressourcen ergeben;

8. begriBt die kooperative Haltung der anderen Staaten und Gebiete in der Region gegeniiber
Tokelau und ihre Unterstiitzung fiir seine wirtschaftlichen und politischen Bestrebungen und seine zuneh-
mende Beteiligung an regionalen und internationalen Angelegenheiten;

9. fordert die Verwaltungsmacht und die Organisationen der Vereinten Nationen auf, Tokelau bei
seiner weiteren Entwicklung auch kiinftig Hilfe zu gewéhren;

10. begriBt die MaBnahmen, die die Verwaltungsmacht ergriffen hat, um dem Generalsekretar
nach Artikel 73 Buchstabe e der Charta der Vereinten Nationen Informationen iiber die politische, wirt-
schaftliche und soziale Situation Tokelaus zu iibermitteln;

11. begruBt es aulerdem, dass sowohl Tokelau als auch Neuseeland entschlossen sind, die Zu-
sammenarbeit im Interesse Tokelaus und seines Volkes fortzusetzen;

12. wirdigt den mit Unterstiitzung der Verwaltungsmacht erreichten Abschluss der ersten Phase
des Projekts fiir erneuerbare Energien in Tokelau;

13. ersucht den Sonderausschuss fiir den Stand der Verwirklichung der Erklarung iiber die Gewéh-
rung der Unabhéngigkeit an koloniale Lander und Volker, die Priifung der Frage Tokelaus, eines Gebiets
ohne Selbstregierung, fortzusetzen und der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung
dariiber Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 68/95 Aund B

Verabschiedet auf der 65. Plenarsitzung am 11. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/433, Ziff. 26)°.

68/95. Die Fragen der Amerikanischen Jungferninseln, Amerikanisch-Samoas, Anguillas,
Bermudas, der Britischen Jungferninseln, Guams, der Kaimaninseln, Montserrats,
Pitcairns, St. Helenas und der Turks- und Caicosinseln

A

ALLGEMEINES
Die Generalversammlung,

nach Behandlung der Fragen der Gebiete ohne Selbstregierung Amerikanische Jungferninseln, Ame-
rikanisch-Samoa, Anguilla, Bermuda, Britische Jungferninseln, Guam, Kaimaninseln, Montserrat, Pitcairn,
St. Helena und Turks- und Caicosinseln, im Folgenden als ,,Hoheitsgebiete* bezeichnet,

'3 Der in dem Bericht des Vierten Ausschusses empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Sonderausschuss fiir den
Stand der Verwirklichung der Erklarung tiber die Gewahrung der Unabhéngigkeit an koloniale Lander und Volker vorgelegt.
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nach Priifung des entsprechenden Kapitels im Bericht des Sonderausschusses fiir den Stand der
Verwirklichung der Erklarung iiber die Gewédhrung der Unabhéngigkeit an koloniale Lander und Volker fiir
2013",

unter Hinweis auf alle diese Hoheitsgebiete betreffenden Resolutionen und Beschliisse der Vereinten
Nationen, darunter insbesondere die Resolutionen, die von der Generalversammlung auf ihrer sechsund-
sechzigsten Tagung zu den jeweiligen in den vorliegenden Resolutionen behandelten Hoheitsgebieten ver-
abschiedet wurden,

anerkennend, dass alle verfiigbaren Selbstbestimmungsoptionen der Hoheitsgebiete zuldssig sind,
sofern sie den frei geduBerten Wiinschen der betreffenden Bevolkerung entsprechen und mit den in den
Resolutionen der Generalversammlung 1514 (XV) vom 14. Dezember 1960, 1541 (XV) vom 15. Dezember
1960 und in anderen Versammlungsresolutionen klar definierten Grundsétzen im Einklang stehen,

unter Hinweis auf ihre Resolution 1541 (XV) mit den Grundsétzen, von denen sich die Mitgliedstaa-
ten leiten lassen sollen, um festzustellen, ob eine Verpflichtung besteht, die in Artikel 73 Buchstabe ¢ der
Charta der Vereinten Nationen vorgesehenen Informationen zu iibermitteln,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis dariiber, dass es 53 Jahre nach Verabschiedung der Erkldrung
iiber die Gewidhrung der Unabhingigkeit an koloniale Linder und Vélker'> noch immer eine Reihe von
Gebieten ohne Selbstregierung gibt,

sich dessen bewusst, wie wichtig es ist, dass die Erklarung unter Beriicksichtigung des von den Ver-
einten Nationen gesetzten Ziels der Beseitigung des Kolonialismus bis zum Jahr 2020 und der Aktionspléne
fiir die Zweite'*® und Dritte Internationale Dekade fiir die Beseitigung des Kolonialismus auch weiterhin
wirksam verwirklicht wird,

in der Erkenntnis, dass die jeweiligen Besonderheiten und die Bestrebungen der Volker der Ho-
heitsgebiete flexible, praktische und innovative Selbstbestimmungsansétze erfordern, ungeachtet der Gro-
Be, der geografischen Lage, der Einwohnerzahl oder der natiirlichen Ressourcen des Hoheitsgebiets,

in Anbetracht der erkldrten Haltung der Regierung des Vereinigten Konigreichs GroBbritannien und
Nordirland und der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika zu den ihrer Verwaltung unterstehen-
den Gebieten ohne Selbstregierung,

sowie in Anbetracht der in einigen Gebieten ohne Selbstregierung eingetretenen Entwicklungen in
Bezug auf die Verfassung, die sich auf die interne Verwaltungsstruktur auswirken und iiber die der Sonder-
ausschuss informiert wurde,

liberzeugt, dass sich die Entwicklung des kiinftigen politischen Status der Hoheitsgebiete auch wei-
terhin an den Wiinschen und Bestrebungen ihrer Volker orientieren soll und dass Referenden, freien und
fairen Wahlen und anderen Formen der Volksbefragung eine wichtige Rolle zukommt, wenn es darum geht,
tiber die Wiinsche und Bestrebungen der Bevolkerung Aufschluss zu erhalten,

sowie Uberzeugt, dass alle Verhandlungen {iber die Festlegung des Status eines Hoheitsgebiets unter
aktiver Einbeziehung und Mitwirkung der Bevolkerung dieses Hoheitsgebiets, unter der Agide der Verein-
ten Nationen und unter Beriicksichtigung der Umstinde des Einzelfalls stattfinden miissen und dass die
Auffassungen der Volker der Gebiete ohne Selbstregierung betreffend ihr Recht auf Selbstbestimmung er-
mittelt werden sollen,

feststellend, dass einige Gebiete ohne Selbstregierung ihre Besorgnis iiber das von einigen Verwal-
tungsméchten gegen den Willen der Hoheitsgebiete selbst angewandte Verfahren zum Ausdruck gebracht
haben, in den Hoheitsgebieten anzuwendende Gesetze zu dndern oder zu erlassen, entweder durch Verord-
nungen, die die Anwendung der internationalen vertraglichen Verpflichtungen der Verwaltungsmacht auf

13 Official Records of the General Assembly, Sixty-eighth Session, Supplement No. 23 (A/68/23), Kap. X.
133 Resolution 1514 (XV).
136 A/56/61, Anhang.
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die Hoheitsgebiete vorsehen, oder durch die einseitige Anwendung von Gesetzen und sonstigen Vorschrif-
ten,

im Bewusstsein der Bedeutung, die dem internationalen Finanzdienstleistungs- und dem Touris-
mussektor fiir die Volkswirtschaften einiger Gebiete ohne Selbstregierung zukommt,

Kenntnis nehmend von der fortgesetzten Zusammenarbeit der Gebiete ohne Selbstregierung auf lo-
kaler und regionaler Ebene, einschlieBlich der Mitwirkung an der Arbeit der Regionalorganisationen,

eingedenk dessen, dass Besuchsdelegationen und Sondermissionen der Vereinten Nationen ein wirk-
sames Mittel sind, um sich ein Bild von der Lage in den Hoheitsgebieten zu verschaffen, dass manche Ho-
heitsgebiete seit langem keine Besuchsdelegationen der Vereinten Nationen mehr empfangen haben und
dass in einige Hoheitsgebiete tiberhaupt keine Besuchsdelegationen entsandt wurden, und die Moglichkeit
erwégend, zu gegebener Zeit im Benehmen mit der zustindigen Verwaltungsmacht und im Einklang mit
den einschldgigen Resolutionen und Beschliissen der Vereinten Nationen iiber Entkolonialisierung weitere
Besuchsdelegationen in die Hoheitsgebiete zu entsenden,

sowie eingedenk dessen, wie wichtig es ist, dass die zustindigen Verwaltungsméichte den Sonderaus-
schuss iiber die Wiinsche und Bestrebungen der Volker der Hoheitsgebiete in Kenntnis setzen und dass ihm
aus anderen geeigneten Quellen, so auch von den Vertretern der Hoheitsgebiete, entsprechende Informatio-
nen zugehen, damit der Ausschuss den politischen Status der Volker der Hoheitsgebiete besser verstehen
und sein Mandat wirksam erfiillen kann,

anerkennend, dass die Verwaltungsméchte dem Generalsekretéir die in Artikel 73 Buchstabe e der
Charta vorgesehenen Informationen regelméfBig tibermitteln,

im Bewusstsein dessen, wie wichtig die Mitwirkung gewéhlter und ernannter Vertreter der Hoheits-
gebiete an der Arbeit des Sonderausschusses sowohl fiir die Hoheitsgebiete als auch fiir den Ausschuss ist,

in der Erkenntnis, dass der Sonderausschuss sicherstellen muss, dass die zustdndigen Organe der
Vereinten Nationen eine aktive Aufklarungskampagne betreiben, die die Volker der Hoheitsgebiete dabei
unterstiitzen soll, ein besseres Verstdndnis der Selbstbestimmungsoptionen zu erlangen,

in diesem Zusammenhang eingedenk dessen, dass die Abhaltung von Regionalseminaren in der ka-
ribischen und pazifischen Region und am Amtssitz unter aktiver Beteiligung von Vertretern der Gebiete
ohne Selbstregierung ein niitzliches Mittel fiir den Sonderausschuss darstellt, das ihm hilft, sein Mandat zu
erfiillen, und dass der regionale Charakter der Seminare, die abwechselnd in der karibischen und in der
pazifischen Region stattfinden, ein entscheidendes Element im Kontext eines Programms der Vereinten
Nationen zur Feststellung des politischen Status der Hoheitsgebiete ist,

in Anbetracht der erklarten Haltungen der Vertreter der Gebiete ohne Selbstregierung, die sie vor
dem Sonderausschuss und auf seinen Regionalseminaren zum Ausdruck gebracht haben,

unter BegriiBung des vom Sonderausschuss vom 28. bis 30. Mai 2013 in Quito abgehaltenen Karibi-
schen Regionalseminars als bedeutsamer und zukunftsorientierter Veranstaltung, die den Teilnehmern die
Moglichkeit gab, die im Prozess der Entkolonialisierung erzielten Fortschritte zu bewerten und die beste-
henden Arbeitsmethoden des Ausschusses zu liberpriifen und ihm bei der Durchfiihrung seiner historischen
Aufgabe neue Dynamik zu verleihen,

in Anerkennung der Bedeutung der Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Seminars, die dem
Bericht des Sonderausschusses'”’ als Anhang beigefiigt sind und in denen die Ergebnisse des Seminars dar-
gelegt sind, darunter insbesondere der Fortgang des Prozesses der Entkolonialisierung im Zusammenhang
damit, dass die Generalversammlung den Zeitraum 2011-2020 zur Dritten Internationalen Dekade fiir die
Beseitigung des Kolonialismus erklart hat,

sich dessen bewusst, dass die Hoheitsgebiete durch Naturkatastrophen und die Zerstorung der Um-
welt besonders gefahrdet sind, und in diesem Zusammenhang eingedenk dessen, dass die Aktionsprogram-

157 Official Records of the General Assembly, Sixty-eighth Session, Supplement No. 23 (A/68/23).
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me oder Ergebnisdokumente aller Weltkonferenzen der Vereinten Nationen und Sondertagungen der Gene-
ralversammlung im wirtschaftlichen und sozialen Bereich auf die Hoheitsgebiete Anwendung finden,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von dem Beitrag, den die Sonderorganisationen und andere
Organisationen des Systems der Vereinten Nationen, insbesondere das Entwicklungsprogramm der Verein-
ten Nationen, die Wirtschaftskommission fiir Lateinamerika und die Karibik und die Wirtschafts- und So-
zialkommission flir Asien und den Pazifik, sowie regionale Institutionen wie die Karibische Entwicklungs-
bank, die Karibische Gemeinschaft, die Organisation der ostkaribischen Staaten, das Pazifikinsel-Forum
und die Einrichtungen des Rates der Regionalorganisationen im Pazifik zur Entwicklung einiger Hoheits-
gebiete leisten,

daran erinnernd, dass die Vertreterin der Wirtschaftskommission fir Lateinamerika und die Karibik
auf dem vom 31. Mai bis 2. Juni 2011 in Kingstown abgehaltenen Karibischen Regionalseminar erklért hat,
dass alle sechs karibischen Gebiete ohne Selbstregierung aktive assoziierte Mitglieder der Wirtschafts-
kommission sind,

sich dessen bewusst, dass der Menschenrechtsausschuss im Rahmen seines Mandats nach dem In-
ternationalen Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte'*® den Stand des Selbstbestimmungsprozesses
unter anderem auch in den vom Sonderausschuss untersuchten kleinen Inselhoheitsgebieten iiberpriift,

unter Hinweis auf die kontinuierlichen Anstrengungen, die der Sonderausschuss zur kritischen
Uberpriifung seiner Arbeit unternimmt, um im Hinblick auf die Erreichung seiner mandatsméBigen Ziele
geeignete und konstruktive Empfehlungen vorzulegen und entsprechende Beschliisse zu fassen,

in der Erkenntnis, dass die vom Sekretariat ausgearbeiteten jéahrlichen Arbeitspapiere iiber die Ent-
wicklungen in jedem der kleinen Hoheitsgebiete'” sowie die von Sachverstindigen, Wissenschaftlern,
nichtstaatlichen Organisationen und anderen Quellen bereitgestellten Fachdokumente und -informationen
wesentlich zur Aktualisierung dieser Resolutionen beigetragen haben,

unter Hinweis auf den Bericht des Generalsekretirs tiber die Zweite Internationale Dekade fiir die
Beseitigung des Kolonialismus'®,

1. bekréaftigt das unverduBlerliche Recht der Volker der Gebiete ohne Selbstregierung auf Selbst-
bestimmung, gemdl der Charta der Vereinten Nationen und der Resolution 1514 (XV) der Generalver-
sammlung mit der Erklérung iiber die Gewédhrung der Unabhéngigkeit an koloniale Lander und Volker;

2. bekréftigt aulerdem, dass es im Entkolonialisierungsprozess keine Alternative zum Grundsatz
der Selbstbestimmung gibt, die auch ein grundlegendes Menschenrecht ist, das in den einschlidgigen Men-
schenrechtsiibereinkiinften anerkannt wird;

3. bekréftigt ferner, dass es letztlich Sache der Volker der Hoheitsgebiete selbst ist, ihren kiinfti-
gen politischen Status im Einklang mit den diesbeziiglichen Bestimmungen der Charta, der Erklarung und
den einschldgigen Resolutionen der Generalversammlung frei zu bestimmen, und wiederholt in diesem
Zusammenhang die seit langem an die Verwaltungsméchte gerichtete Aufforderung, gemeinsam mit den
Gebietsregierungen und den zustidndigen Organen des Systems der Vereinten Nationen Programme der po-
litischen Bildung fiir die Hoheitsgebiete auszuarbeiten, um die Bevolkerung in Ubereinstimmung mit den
legitimen Moglichkeiten hinsichtlich ihres politischen Status, beruhend auf den in der Versammlungsreso-
lution 1541 (XV) und in anderen einschldgigen Resolutionen und Beschliissen klar festgelegten Grundsét-
zen, Uber ihr Recht auf Selbstbestimmung aufzuklaren;

4.  betont, wie wichtig es fiir den Sonderausschuss fiir den Stand der Verwirklichung der Erkla-
rung liber die Gewéhrung der Unabhéngigkeit an koloniale Lander und Volker ist, von den Auffassungen
und Wiinschen der Voélker der Hoheitsgebiete in Kenntnis gesetzt zu werden und zu einem besseren Ver-

1% Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL 1973 II S. 1533; LGBL 1999
Nr. 58; 6BGBI. Nr. 591/1978; AS 1993 750.

159 A/AC.109/2013/3-13.
10 A/65/330 und Add.1.
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stdndnis ihrer Lebensbedingungen zu gelangen, einschlieBlich der Art und des Umfangs der bestehenden
politischen und verfassungsrechtlichen Regelungen zwischen den Gebieten ohne Selbstregierung und ihrer
jeweiligen Verwaltungsmacht;

5. ersucht die Verwaltungsméchte, dem Generalsekretiar auch weiterhin regelméBig die in Arti-
kel 73 Buchstabe e der Charta vorgesehenen Informationen zu tibermitteln;

6. fordert die Verwaltungsmaéchte auf, sich an der Arbeit des Sonderausschusses zu beteiligen und
in vollem Umfang dabei zu kooperieren, um die Bestimmungen des Artikels 73 Buchstabe e der Charta
sowie der Erkldrung zu erfiillen und um den Sonderausschuss iiber die Erfiillung der Bestimmungen des
Artikels 73 Buchstabe b der Charta betreffend die Anstrengungen zur Férderung der Selbstregierung in den
Hoheitsgebieten in Kenntnis zu setzen, und legt den Verwaltungsméchten nahe, die Entsendung von Be-
suchsdelegationen und Sondermissionen in die Hoheitsgebiete zu erleichtern;

7.  bekréftigt die den Verwaltungsméchten nach der Charta obliegende Verantwortung, die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung der Hoheitsgebiete zu férdern und ihre kulturelle Identitdt zu erhalten
und im Hinblick auf die Starkung und Diversifizierung ihrer Volkswirtschaften im Benehmen mit der je-
weiligen Gebietsregierung mit Vorrang die Auswirkungen der gegenwértigen globalen Finanzkrise abzu-
mildern, soweit dies moglich ist;

8. ersucht die Hoheitsgebiete und die Verwaltungsméchte, alle erforderlichen MaBnahmen zu
treffen, um die Umwelt der Hoheitsgebiete vor jeglicher Zerstérung zu schiitzen und sie zu erhalten, und
ersucht die zustéindigen Sonderorganisationen erneut, die Umweltbedingungen in den Hoheitsgebieten auch
weiterhin zu iiberwachen und diesen Hoheitsgebieten im Einklang mit ihrer jeweiligen Verfahrensordnung
Hilfe zu gewihren;

9.  begruft es, dass sich die Gebiete ohne Selbstregierung an regionalen Aktivitdten, so auch an
der Arbeit von Regionalorganisationen, beteiligen;

10. betont, wie wichtig es ist, die Aktionspléane fiir die Zweite'*® und die Dritte Internationale De-

kade fiir die Beseitigung des Kolonialismus umzusetzen, indem insbesondere die Anwendung der Arbeits-
programme zur Entkolonialisierung der einzelnen Gebiete ohne Selbstregierung dem jeweiligen Einzelfall
angemessen beschleunigt wird und indem sichergestellt wird, dass periodische Analysen der erzielten Fort-
schritte und des Umfangs der Verwirklichung der Erklarung fiir jedes einzelne Hoheitsgebiet vorgenommen
werden und dass die vom Sekretariat fiir jedes Hoheitsgebiet ausgearbeiteten Arbeitspapiere die Entwick-
lungen in diesen Gebieten vollstdndig wiedergeben;

11. fordert die Mitgliedstaaten nachdrucklich auf, zu den Bemithungen der Vereinten Nationen
beizutragen, im Rahmen der Internationalen Dekaden fiir die Beseitigung des Kolonialismus eine vom Ko-
lonialismus freie Welt herbeizufiihren, und fordert sie auf, den Sonderausschuss bei seinen Bemiihungen
um die Verwirklichung dieses hohen Ziels auch weiterhin voll zu unterstiitzen;

12. betont, wie wichtig die verschiedenen Verfassungsprozesse sind, die die jeweiligen Gebietsre-
gierungen in den vom Vereinigten Konigreich Grofbritannien und Nordirland und den von den Vereinigten
Staaten von Amerika verwalteten Hoheitsgebieten durchgefiihrt haben und die das Ziel verfolgen, die Frage
der internen Verfassungsstrukturen im Rahmen der derzeit fiir das Gebiet geltenden Regelungen anzugehen,
und beschlie3t, die Entwicklungen betreffend den kiinftigen politischen Status dieser Hoheitsgebiete genau
zu verfolgen;

13. ersucht den Generalsekretir, der Generalversammlung weiterhin regelméfBig tiber die Durch-
fithrung der seit der Verkiindung der Dritten Internationalen Dekade fiir die Beseitigung des Kolonialismus
verabschiedeten Resolutionen betreffend die Entkolonialisierung Bericht zu erstatten;

14. ersucht den Menschenrechtsausschuss erneut, im Rahmen seines im Internationalen Pakt tiber
biirgerliche und politische Rechte'*® enthaltenen Mandats betreffend das Recht auf Selbstbestimmung mit
dem Sonderausschuss zusammenzuarbeiten und Informationen mit ihm auszutauschen, da der Menschen-
rechtsausschuss aufgrund seines Mandats die Situation, einschlieBlich der politischen und konstitutionellen
Entwicklungen, in zahlreichen Gebieten ohne Selbstregierung tiberpriift, die im Zustindigkeitsbereich des
Sonderausschusses liegen;

15. ersucht den Sonderausschuss, mit dem Wirtschafts- und Sozialrat und seinen entsprechenden
zwischenstaatlichen Nebenorganen im Rahmen ihres jeweiligen Mandats weiter zusammenzuarbeiten und
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Informationen {iber die Entwicklungen in den Gebieten ohne Selbstregierung auszutauschen, mit denen
diese Organe befasst sind,;

16. ersucht den Sonderausschuss auBerdem, die Priifung der Frage der Gebiete ohne Selbstregie-
rung fortzusetzen und der Generalversammlung auf ihrer achtundsechzigsten Tagung dariiber und iiber die
Durchfiithrung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

B

EINZELNE HOHEITSGEBIETE
Die Generalversammlung,
Bezug nehmend auf die Resolution A,
|
Amerikanisch-Samoa

Kenntnis nehmend von dem vom Sekretariat erstellten Arbeitspapier iiber Amerikanisch-Samoa'®’
und anderen einschldgigen Informationen,

daran erinnernd, dass der Vertreter des Gouverneurs Amerikanisch-Samoas auf dem vom 30. Mai
bis 1. Juni 2012 in Quito abgehaltenen Pazifischen Regionalseminar erklart hat, dass das Hoheitsgebiet
weiter die Haltung vertritt, es solle von der von den Vereinten Nationen gefiihrten Liste der Gebiete ohne
Selbstregierung gestrichen werden, dass es an der Zeit ist, politisch und wirtschaftlich voranzukommen,
unter Beriicksichtigung der Interessen der Verwaltungsmacht und der Vereinten Nationen, und dass es eines
starker strukturierten Ansatzes zur Ermittlung des Volkswillens samt detailliertem Arbeitsplan bedarf, um
den besten Weg zur Ermittlung des Volkswillens in Bezug auf den politischen Status zu finden,

sich dessen bewusst, dass nach dem Recht der Vereinigten Staaten von Amerika der Innenminister
162

die Verwaltungshoheit iiber Amerikanisch-Samoa besitzt ™,

in Anbetracht der Haltung der Verwaltungsmacht und der von den Vertretern Amerikanisch-Samoas
in den Regionalseminaren, einschlieBlich des Karibischen Regionalseminars 2011, abgegebenen Erklarun-
gen, in denen sie den Sonderausschuss fiir den Stand der Verwirklichung der Erkliarung tiber die Gewih-
rung der Unabhingigkeit an koloniale Lander und Voélker einladen, eine Besuchsdelegation in das Hoheits-
gebiet zu entsenden,

in Kenntnis dessen, dass die Kommission fiir die Priifung des kiinftigen politischen Status ihre Ar-
beit 2006 abschloss und im Januar 2007 ihren Bericht samt Empfehlungen herausgab und dass in dem Ho-
heitsgebiet der Ausschuss zur Uberpriifung der Verfassung Amerikanisch-Samoas eingesetzt und im Juni
2010 die vierte Verfassungskonferenz Amerikanisch-Samoas abgehalten wurde,

in dieser Hinsicht Kenntnis nehmend von der von dem Vertreter des Gouverneurs Amerikanisch-
Samoas auf dem Pazifischen Regionalseminar 2012 abgegebenen Erkldrung und von den frilheren dem
Sonderausschuss vorgelegten Grundsatzpapieren, in denen erklart wurde, dass das Hoheitsgebiet angesichts
dessen, dass seine Bevolkerung seit Jahrzehnten eine Integration mit den Vereinigten Staaten von Amerika
bevorzugt, in den Fragen des politischen Status, der lokalen Autonomie und der Selbstregierung voranzu-
kommen wiinscht, sowie von den Anmerkungen des Gouverneurs und des Amerikanisch-Samoa vertreten-
den amerikanischen Kongressabgeordneten im Jahr 2012 zur Frage der Uberpriifung der Beziehungen des
Hoheitsgebiets zu den Vereinigten Staaten und zur Sondierung von Moglichkeiten zur Herbeifithrung gro-
Berer Unabhéngigkeit, darunter diejenige eines Vertrags iiber die freie Assoziierung,

sowie Kenntnis davon nehmend, dass in dem Hoheitsgebiet im November 2012 Wahlen durchge-
fiihrt wurden,

11 AJAC.109/2013/11.

12 United States Congress, 1929 (48 U.S.C. Sec. 1661, 45 Stat. 1253), und Secretary's Order 2657, Department of the Interior,
United States of America, 1951, in der geédnderten Fassung.
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Kenntnis nehmend von der unter anderem auf dem Pazifischen Regionalseminar 2012 getroffenen
Feststellung der Gebietsregierung, dass die Auswirkungen bestimmter Bundesgesetze auf die Wirtschaft
des Hoheitsgebiets ernsten Anlass zur Sorge geben,

sich dessen bewusst, dass die Vereinigten Staaten im Juli 2012 das Gesetz 112-149 erlassen haben,
das eine Bestimmung enthélt, wonach die nach dem Gesetz 110-28 der Vereinigten Staaten vorgesehenen
Erhohungen des Mindestlohns in Amerikanisch-Samoa bis September 2015 aufgeschoben werden,

sowie sich dessen bewusst, dass Amerikanisch-Samoa nach wie vor das einzige Gebiet der Vereinig-
ten Staaten ist, das von der Verwaltungsmacht finanzielle Hilfe fiir die Tatigkeit der Gebietsregierung er-
halt,

1. begrift es, dass die Gebietsregierung daran arbeitet, in den Fragen des politischen Status, der
lokalen Autonomie und der Selbstregierung Fortschritte zu erzielen und so politisch und wirtschaftlich vo-
ranzukommen;

2. spricht dem Gouverneur Amerikanisch-Samoas erneut ihren Dank dafur aus, dass er 2011 den
Sonderausschuss fiir den Stand der Verwirklichung der Erkléarung iiber die Gewédhrung der Unabhingigkeit
an koloniale Lander und Vélker eingeladen hat, eine Besuchsdelegation in das Hoheitsgebiet zu entsenden,
fordert die Verwaltungsmacht auf, die Entsendung einer solchen Delegation zu erleichtern, wenn die Ge-
bietsregierung dies wiinscht, und ersucht den Vorsitzenden des Sonderausschusses, alle dazu erforderlichen
Malnahmen zu treffen;

3. ersucht die Verwaltungsmacht, dem Hoheitsgebiet zur Erleichterung seiner Arbeit in Bezug auf
die Forderung des Bewusstseins der Offentlichkeit im Einklang mit Artikel 73 Buchstabe b der Charta der
Vereinten Nationen behilflich zu sein, und fordert die zustéindigen Organisationen der Vereinten Nationen
diesbeziiglich auf, dem Hoheitsgebiet auf Antrag Hilfe zu gewéhren,;

4. fordert die Verwaltungsmacht auf, der Gebietsregierung bei der Diversifizierung und der Si-
cherung der Zukunftsfihigkeit der Wirtschaft des Hoheitsgebiets behilflich zu sein und die Fragen der Be-
schiftigung und der Lebenshaltungskosten anzugehen;

I
Anguilla

Kenntnis nehmend von dem vom Sekretariat erstellten Arbeitspapier iiber Anguilla'®® und anderen
einschldgigen Informationen,

unter Hinweis darauf, dass das von der Gebietsregierung ausgerichtete und durch die Verwaltungs-
macht ermdglichte Karibische Regionalseminar 2003 in Anguilla abgehalten wurde, also zum ersten Mal in
einem Gebiet ohne Selbstregierung,

sowie unter Hinweis darauf, dass die Vertreterin Anguillas auf dem vom 30. Mai bis 1. Juni 2012 in
Quito abgehaltenen Pazifischen Regionalseminar erklart hat, dass die Bevolkerung des Hoheitsgebiets die
Sorge hegt, dass ihr das volle Spektrum der Entkolonialisierungsoptionen vorenthalten wird, wahrend die
Gebietsregierung eine umfassende Uberarbeitung der geltenden Verfassung anstrebt, insbesondere eine
erhebliche Beschneidung der Befugnisse des Gouverneurs im Rahmen des 2011 begonnenen Uberarbei-
tungsprozesses,

im Bewusstsein des Folgetreffens, das nach dem Pazifischen Regionalseminar 2012 zwischen dem
Vorsitzenden des Sonderausschusses und dem Obersten Minister Anguillas stattfand, der erneut auf die
dringende Notwendigkeit einer Besuchsdelegation verwies,

Kenntnis nehmend von dem internen Prozess zur Uberpriifung der Verfassung, den die Gebietsregie-
rung 2006 wiederaufnahm, der Arbeit der Kommission fiir Verfassungs- und Wahlreform, die im August
2006 ihren Bericht erstellte, der Abhaltung 6ffentlicher Veranstaltungen und anderer Konsultativtreffen im

13 A/AC.109/2013/5.
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Jahr 2007 iber die vorgeschlagenen Verfassungsidnderungen, die der Verwaltungsmacht vorgelegt werden
sollen, und den 2008 und 2011 gefassten Beschliissen, eine Gruppe einzusetzen, die den Entwurf einer neu-
en Verfassung ausarbeiten und der Offentlichkeit in dem Hoheitsgebiet zur Konsultation vorlegen soll,

sich dessen bewusst, dass es in den Beziehungen zwischen der Gebietsregierung und der Verwal-
tungsmacht gewisse Schwierigkeiten und Spannungen im Hinblick auf Haushalts- und Wirtschaftsfragen
gibt,

feststellend, dass das Hoheitsgebiet Mitglied des Rates karibischer iiberseeischer Lander und Ho-
heitsgebiete und assoziiertes Mitglied der Karibischen Gemeinschaft, der Organisation der ostkaribischen
Staaten sowie der Wirtschaftskommission fiir Lateinamerika und die Karibik ist,

sich dessen bewusst, dass sich die Organisation der ostkaribischen Staaten und die Karibische Ge-
meinschaft bereiterklirt haben, bei der Beilegung der Schwierigkeiten behilflich zu sein, denen sich die
Gebietsregierung in ihr en Bezichungen zur Regierung des Vereinigten Konigreichs Grofbritannien und
Nordirland gegeniibersieht,

1. begrufBt die Vorbereitungen fiir eine neue Verfassung und fordert mit Nachdruck den moglichst
baldigen Abschluss der Gespriche iiber die Verfassung mit der Verwaltungsmacht, einschlieBlich der Kon-
sultation der Offentlichkeit;

2. ersucht die Verwaltungsmacht, dem Hoheitsgebiet auf Antrag bei seinen laufenden Bemiihun-
gen behilflich zu sein, den internen Prozess zur Uberpriifung der Verfassung voranzubringen;

3. nimmt Kenntnis von der ernsten Sorge, die die Karibische Gemeinschaft angesichts der Span-
nungen zwischen der Verwaltungsmacht und der Gebietsregierung und der Verschlechterung der Regelun-
gen fiir die Verwaltung des Gebiets gedulSert hat;

4.  betont die Wichtigkeit des von der Gebietsregierung bereits frither gedufierten Wunsches, eine
Besuchsdelegation des Sonderausschusses zu empfangen, fordert die Verwaltungsmacht auf, die Entsen-
dung einer solchen Delegation zu erleichtern, wenn die Gebietsregierung dies wiinscht, und ersucht den
Vorsitzenden des Sonderausschusses, alle dafiir erforderlichen Maflnahmen zu treffen;

5. ersucht die Verwaltungsmacht, dem Hoheitsgebiet zur Erleichterung seiner Arbeit in Bezug auf
die Konsultation und Information der Offentlichkeit im Einklang mit Artikel 73 Buchstabe b der Charta
behilflich zu sein, und fordert die zustdndigen Organisationen der Vereinten Nationen diesbeziiglich auf,
dem Gebiet auf Antrag Hilfe zu gewéhren;

6. fordert die Verwaltungsmacht auf, der Gebietsregierung bei der Stirkung ihres Engagements
im Wirtschaftsbereich, einschlieBlich Haushaltsfragen, behilflich zu sein, nach Bedarf und wenn angezeigt
mit regionaler Unterstiitzung;

7.  begruBt die aktive Mitwirkung des Hoheitsgebiets an der Arbeit der Wirtschaftskommission
fur Lateinamerika und die Karibik;

Bermuda

164

Kenntnis nehmend von dem vom Sekretariat erstellten Arbeitspapier iiber Bermuda ™" und anderen

einschldgigen Informationen,

in Kenntnis der Erklarung der Vertreterin Bermudas auf dem vom 30. Mai bis 1. Juni 2012 in Quito
abgehaltenen Pazifischen Regionalseminar,

im Bewusstsein der unterschiedlichen Standpunkte der politischen Parteien zum kiinftigen Status des
Hoheitsgebiets und davon Kenntnis nehmend, dass nach von lokalen Medien durchgefiihrten aufeinander-

164 A/AC.109/2013/6.
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folgenden Umfragen eine Mehrheit der Befragten die Bindung an das Vereinigte Konigreich, die Verwal-
tungsmacht, nicht zu 16sen wiinschte und eine Minderheit sich fiir die Unabhéngigkeit aussprach,

daran erinnernd, dass die Vereinten Nationen auf Ersuchen der Gebietsregierung und mit Zustim-
mung der Verwaltungsmacht 2005 eine Sondermission nach Bermuda entsandten, die die Bevdlkerung des
Hoheitsgebiets iiber die Rolle der Vereinten Nationen beim Selbstbestimmungsprozess, iiber die in der Re-
solution 1541 (XV) der Generalversammlung vom 15. Dezember 1960 klar definierten legitimen Moglich-
keiten hinsichtlich ihres politischen Status und iiber die Erfahrungen anderer kleiner Staaten, die die volle
Selbstregierung erlangt haben, informierte,

sich dessen bewusst, dass regionale Verbindungen fiir die Entwicklung eines kleinen Inselhoheitsge-
biets niitzlich sein konnen und dass Bermuda assoziiertes Mitglied der Wirtschaftskommission fiir Latein-
amerika und die Karibik ist,

1. betont, wie wichtig der 2005 vorgelegte Bericht der Kommission fiir die Unabhéngigkeit Ber-
mudas ist, der eine griindliche faktische Analyse im Zusammenhang mit der Unabhéngigkeit enthilt, und
bedauert weiterhin, dass die Pléne fiir 6ffentliche Veranstaltungen und die Vorlage eines Griinbuchs an das
Parlament (House of Assembly), gefolgt von einem Wei3buch mit Politikvorschlégen fiir ein unabhéngiges
Bermuda, bislang nicht verwirklicht wurden;

2. ersucht die Verwaltungsmacht, dem Hoheitsgebiet zur Erleichterung seiner Arbeit in Bezug auf
die Aufklirung und Information der Offentlichkeit im Einklang mit Artikel 73 Buchstabe b der Charta be-
hilflich zu sein, und fordert die zustdndigen Organisationen der Vereinten Nationen diesbeziiglich auf, dem
Gebiet auf Antrag Hilfe zu gewéhren;

3. begruRt, dass Bermuda 2012 der Wirtschaftskommission fiir Lateinamerika und die Karibik als
assoziiertes Mitglied beigetreten ist;

v
Britische Jungferninseln

Kenntnis nehmend von dem vom Sekretariat erstellten Arbeitspapier {iber die Britischen Jungfernin-

1% und anderen einschligigen Informationen,

seln
feststellend, dass die Vertreterin der Britischen Jungferninseln auf dem vom 28. bis 30. Mai 2013 in

Quito abgehaltenen Karibischen Regionalseminar erkldrt hat, die Beziehung des Hoheitsgebiets zu der

Verwaltungsmacht sei zwar stabil und unproblematisch, konne jedoch verbessert werden,

in dem Bewusstsein, dass der weltweite Konjunkturriickgang negative Auswirkungen auf das
Wachstum des Finanz- und des Tourismussektors des Hoheitsgebiets hatte,

sich dessen bewusst, dass regionale Verbindungen fiir die Entwicklung eines kleinen Inselhoheitsge-
biets niitzlich sein konnen und dass das Hoheitsgebiet Mitglied des Rates karibischer iiberseeischer Lander
und Hoheitsgebiete ist,

1. verweist auf die Verfassung der Britischen Jungferninseln von 2007 und betont, wie wichtig es
ist, die Gespriche iiber Verfassungsfragen fortzusetzen, um der Gebietsregierung mehr Verantwortung fiir
die wirksame Umsetzung der Verfassung zu iibertragen und den Wissensstand in Bezug auf Verfassungsfra-
gen zu erhdhen;

2. ersucht die Verwaltungsmacht, dem Hoheitsgebiet zur Erleichterung seiner Arbeit in Bezug auf
die Information der Offentlichkeit im Einklang mit Artikel 73 Buchstabe b der Charta behilflich zu sein,
und fordert die zustdndigen Organisationen der Vereinten Nationen diesbeziiglich auf, dem Gebiet auf An-
trag Hilfe zu gewédhren;

165 A/AC.109/2013/9.
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3. begruBt die aktive Mitwirkung des Hoheitsgebiets an der Arbeit der Wirtschaftskommission
fiir Lateinamerika und die Karibik;

4.  erinnert daran, dass 2012 die Tagung des Gemeinsamen Rates der Jungferninseln, der die Bri-
tischen und die Amerikanischen Jungferninseln umfasst, abgehalten wurde;

\V
Kaimaninseln

Kenntnis nehmend von dem vom Sekretariat erstellten Arbeitspapier iiber die Kaimaninseln'*® und
anderen einschlédgigen Informationen,

im Bewusstsein der Erklarung des Vertreters der Gebietsregierung auf dem 2010 in Nouméa abge-
haltenen Pazifischen Regionalseminar,

in Kenntnis der aufgrund der Verfassung von 2009 geleisteten Arbeit der neuen Verfassungskommis-
sion, die als Beratungsorgan in Verfassungsfragen dient,

davon Kenntnis nehmend, dass die Sektoren Finanzdienstleistungen und Ubernachtungstourismus
des Hoheitsgebiets 2012 Berichten zufolge trotz des weltweiten Konjunkturriickgangs und des Problems
der Arbeitslosigkeit wuchsen, was auf einen leichten wirtschaftlichen Aufschwung hindeutet, und in Anbe-
tracht der Einrichtung der ersten Sonderwirtschaftszone des Hoheitsgebiets,

sich dessen bewusst, dass regionale Verbindungen fiir die Entwicklung eines kleinen Inselhoheitsge-
biets niitzlich sein kénnen und dass das Hoheitsgebiet Mitglied des Rates karibischer {iberseeischer Lénder
und Hoheitsgebiete ist,

1. verweist auf die Verfassung der Kaimaninseln von 2009 und betont, wie wichtig die Arbeit der
Verfassungskommission ist, namentlich ihre Arbeit im Bereich der Menschenrechtserziehung;

2. ersucht die Verwaltungsmacht, dem Hoheitsgebiet zur Erleichterung seiner Arbeit in Bezug auf
die Aufklirung und Information der Offentlichkeit im Einklang mit Artikel 73 Buchstabe b der Charta be-
hilflich zu sein, und fordert die zustdndigen Organisationen der Vereinten Nationen diesbeziiglich auf, dem
Gebiet auf Antrag Hilfe zu gewihren;

3.  begruBt die aktive Mitwirkung des Hoheitsgebiets an der Arbeit der Wirtschaftskommission
fiir Lateinamerika und die Karibik;

4.  begrift aulerdem die Anstrengungen, die die Gebietsregierung unternimmt, um Richtlinien
fiir das Finanzsektormanagement, Initiativen im Bereich Medizin- und Sporttourismus und Programme zur
Milderung der Arbeitslosigkeit in verschiedenen Wirtschaftssektoren umzusetzen, unter anderem durch die
Einrichtung von Sonderwirtschaftszonen, wirtschaftliche Diversifizierung sowie Beschiftigungs- und In-
vestitionschancen;

Vi

Guam

Kenntnis nehmend von dem vom Sekretariat erstellten Arbeitspapier iiber Guam'®” und anderen ein-
schldgigen Informationen,

Kenntnis nehmend von der Erkldrung des Vertreters des Gouverneurs von Guam auf dem vom
28. bis 30. Mai 2013 in Quito abgehaltenen Karibischen Regionalseminar, in der er aktuelle Informationen
tiber die Bemithungen Guams um Entkolonialisierung und dariiber vorlegte, wie sich die Entkolonialisie-
rungskommission Guams zur Verwirklichung und Ausiibung des Selbstbestimmungsrechts der Chamorro

196 A/AC.109/2013/8.
167 A/AC.109/2013/13.
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dafiir einsetzt, die Offentlichkeit stirker zu sensibilisieren, um gegen das begrenzte und verzerrte Verstind-
nis der Entkolonialisierung anzugehen, kreative Mdglichkeiten der Mittelbeschaffung fiir das Aufklarungs-
programm zu finden und die Erstellung dreier Positionspapiere durch Arbeitsgruppen in einer Form abzu-
schlieen, in der sie fiir die Wéhler leicht zu vergleichen, einander gegeniiberzustellen und zu verstehen
sind,

in Kenntnis dessen, dass die Entkolonialisierungskommission Guams bemiiht ist, das Abstimmungs-
verzeichnis fiir die Volksabstimmung iiber die Entkolonialisierung zu erstellen, wie vom Gesetz verlangt,
und dafiir zu sorgen, dass die noch nicht registrierten Personen rascher registriert werden konnen,

sich dessen bewusst, dass nach dem Recht der Vereinigten Staaten die Beziehungen zwischen der
Gebietsregierung und der Bundesregierung in allen Angelegenheiten, die nicht der Programmverantwor-
tung eines anderen Bundesministeriums oder einer anderen Bundesbehorde unterliegen, der allgemeinen
Verwaltungsaufsicht des Innenministers unterstehen'®,

daran erinnernd, dass die registrierten und stimmberechtigten Wéhler Guams in einem 1987 abge-
haltenen Referendum den Entwurf eines Gesetzes zur Konstituierung eines Freistaats Guam gebilligt ha-
ben, mit dem ein neuer Rahmen fiir die Beziehungen zwischen dem Hoheitsgebiet und der Verwaltungs-
macht geschaffen werden soll, der ein grofleres Mal} an interner Selbstregierung Guams vorsieht und das
Recht des Volkes der Chamorro von Guam auf Selbstbestimmung fiir das Gebiet anerkennt,

sowie daran erinnernd, dass die gewihlten Vertreter und nichtstaatlichen Organisationen des Ho-
heitsgebiets unter anderem auf dem Pazifischen Regionalseminar 2012 beantragt haben, Guam bis zur
Selbstbestimmung des Volkes der Chamorro und unter Beriicksichtigung seiner legitimen Rechte und Inter-
essen nicht von der Liste der Gebiete ohne Selbstregierung zu streichen, mit denen der Sonderausschuss
befasst ist,

sich dessen bewusst, dass die Verhandlungen zwischen der Verwaltungsmacht und der Gebietsregie-
rung tiber den Entwurf eines Gesetzes zur Konstituierung eines Freistaats Guam 1997 eingestellt wurden
und dass Guam danach einen Prozess zur Durchfithrung einer nicht verbindlichen Volksabstimmung der
wahlberechtigten Bevolkerung der Chamorro zur Frage der Selbstbestimmung in Gang gesetzt hat,

in Kenntnis dessen, wie wichtig es ist, dass die Verwaltungsmacht ihr Programm zur Ubereignung
von iiberschiissigem, in Bundesbesitz befindlichem Grund und Boden an die Regierung Guams weiter
durchfiihrt,

feststellend, dass die Bevdlkerung des Hoheitsgebiets eine Reform des Programms der Verwal-
tungsmacht hinsichtlich der vollstindigen, bedingungslosen und raschen Ubereignung von Grundeigentum
an das Volk von Guam gefordert hat,

im Bewusstsein der tiefen Besorgnis, die die Zivilgesellschaft und andere iiber die moglichen sozi-
alen, kulturellen, wirtschaftlichen und 6kologischen Auswirkungen der geplanten Verlegung von zusitzli-
chem Militdrpersonal der Verwaltungsmacht in das Hoheitsgebiet geduBert haben, und der Tatsache, dass
die offentliche Bewertung fiir die zusétzliche Umweltvertriglichkeitserkldrung 2012 abgeschlossen wurde,

sich dessen bewusst, dass die Einwanderung nach Guam dazu gefiihrt hat, dass die indigene Bevol-
kerung, die Chamorro, in ihrer eigenen Heimat zur Minderheit geworden ist,

1. begruBt die Einberufung der Entkolonialisierungskommission Guams fiir die Verwirklichung
und Ausiibung des Selbstbestimmungsrechts der Chamorro und ihre Arbeit an einer Abstimmung tiber die
Selbstbestimmung sowie ihre Bemiihungen um die Aufklarung der Offentlichkeit;

2. fordert die Verwaltungsmacht erneut auf, die Willensbekundung des Volkes der Chamorro zu
beriicksichtigen, die von der wahlberechtigten Bevolkerung Guams bei dem Referendum von 1987 unter-
stiitzt wurde und anschlieBend in guamisches Recht betreffend die Bemiihungen der Chamorro um Selbst-
bestimmung eingegangen ist, legt der Verwaltungsmacht und der Gebietsregierung nahe, Verhandlungen

1 United States Congress, Organic Act of Guam, 1950, in der geéinderten Fassung.
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liber diese Angelegenheit aufzunehmen, und betont, dass die allgemeine Lage in dem Hoheitsgebiet weiter-
hin genau verfolgt werden muss;

3. ersucht die Verwaltungsmacht, in Zusammenarbeit mit der Gebietsregierung auch weiterhin
den urspriinglichen Grundbesitzern des Hoheitsgebiets Grundeigentum zu iibereignen, die politischen
Rechte und die kulturelle und ethnische Identitdt des Volkes der Chamorro von Guam auch kiinftig anzuer-
kennen und zu achten und alle erforderlichen Maflnahmen zu ergreifen, um die Besorgnisse der Gebietsre-
gierung hinsichtlich der Einwanderungsfrage auszurdumen;

4.  ersucht die Verwaltungsmacht aulerdem, dem Hoheitsgebiet zur Erleichterung seiner Arbeit in
Bezug auf die Information der Offentlichkeit im Einklang mit Artikel 73 Buchstabe b der Charta behilflich
zu sein, auch durch die Finanzierung der Kampagne zur Aufklirung der Offentlichkeit, fordert die zustin-
digen Organisationen der Vereinten Nationen diesbeziiglich auf, dem Gebiet auf Antrag Hilfe zu gewihren,
und begriit die jiingsten 6ffentlichkeitswirksamen Mallnahmen der Gebietsregierung;

5. ersucht die Verwaltungsmacht ferner um ihre Zusammenarbeit bei der Schaffung von Pro-
grammen zur nachhaltigen Entwicklung der Wirtschaftstitigkeit und der Unternehmen des Hoheitsgebiets,
unter Beriicksichtigung der besonderen Rolle, die den Chamorro bei der Entwicklung Guams zukommt;

VII
Montserrat

Kenntnis nehmend von dem vom Sekretariat erstellten Arbeitspapier iiber Montserrat'®® und anderen
einschldgigen Informationen,

unter Hinweis darauf, dass der Premier Montserrats auf dem 2012 in Quito abgehaltenen Pazifi-
schen Regionalseminar erkldrt hat, dass die derzeitigen Beziehungen zur Verwaltungsmacht aus freien Stii-
cken eingegangen wurden und dass das Hoheitsgebiet von der Liste der Hoheitsgebiete ohne Selbstregie-
rung gestrichen werden soll,

sowie unter Hinweis auf die Erklarungen, welche die bei dem Pazifischen Regionalseminar 2012
anwesenden Mitglieder des Sonderausschusses abgaben, und auf die Klarstellung des Sekretariats betref-
fend die diesbeziiglichen Verfahren der Vereinten Nationen,

Kenntnis nehmend von der Mitteilung des Oppositionsfithrers Montserrats an den Vorsitzenden des
Sonderausschusses, in der er seine Besorgnis dariiber dufert, dass der Premier mit der Legislative Montser-
rats keine Gespréche iiber den Inhalt seiner Erklarung fiihrte, bevor er den Sonderausschuss ersuchte, das
Hoheitsgebiet von der Liste der Gebiete ohne Selbstregierung zu streichen,

unter Hinweis auf die Annahme einer neuen Verfassung im Jahr 2010 und auf die Arbeiten der Ge-
bietsregierung zur Aktualisierung der entsprechenden Rechtsvorschriften des Hoheitsgebiets mit dem Ziel,
das Inkrafttreten der Verfassung im Jahr 2011 zu ermdglichen,

sich dessen bewusst, dass Montserrat nach wie vor von der Verwaltungsmacht einen Haushaltszu-
schuss fiir die Tétigkeit der Gebietsregierung erhilt,

unter Hinweis auf die Erklarungen der Teilnehmer des Pazifischen Regionalseminars 2012, in denen
sie der Verwaltungsmacht nahelegten, ausreichende Ressourcen zur Deckung der besonderen Bediirfnisse
des Hoheitsgebiets bereitzustellen,

mit Besorgnis Kenntnis nehmend von den anhaltenden Folgen des Vulkanausbruchs von 1995, der
zur Evakuierung von drei Vierteln der Bevolkerung des Hoheitsgebiets in sichere Gebiete der Insel und in
Gebiete auBerhalb des Hoheitsgebiets gefiihrt hat und von dem die Wirtschaft der Insel noch immer nach-
haltig betroffen ist,

19 A/AC.109/2013/4.
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in Anerkennung der Hilfe, die dem Hoheitsgebiet von den Mitgliedstaaten der Karibischen Gemein-
schaft auch weiterhin gewédhrt wird, insbesondere von Antigua und Barbuda, das Tausenden von Menschen,
die das Gebiet verlassen haben, eine sichere Zuflucht und Zugang zu Bildungs- und Gesundheitseinrich-
tungen sowie Beschéftigungsmoglichkeiten geboten hat,

in Anbetracht der fortgesetzten Bemiihungen der Verwaltungsmacht und der Gebietsregierung, die
Folgen des Vulkanausbruchs zu iiberwinden,

sich dessen bewusst, dass regionale Verbindungen fiir die Entwicklung eines kleinen Inselhoheitsge-
biets niitzlich sein kénnen und dass das Hoheitsgebiet Mitglied des Rates karibischer {iberseeischer Lander
und Hoheitsgebiete ist,

1. verweist auf die Verfassung von Montserrat von 2011 und die Arbeit der Gebietsregierung im
Hinblick auf die Festigung der in der Verfassung vorgesehenen Fortschritte;

2. ersucht die Verwaltungsmacht, dem Hoheitsgebiet zur Erleichterung seiner Arbeit in Bezug auf
die Information der Offentlichkeit im Einklang mit Artikel 73 Buchstabe b der Charta behilflich zu sein,
und fordert die zustindigen Organisationen der Vereinten Nationen diesbeziiglich auf, dem Gebiet auf An-
trag Hilfe zu gewéhren;

3. begriRt die Teilnahme des Hoheitsgebiets an der Er6ffnung der Versammlung der Organisation
der ostkaribischen Staaten im Jahr 2012, seine Schritte in Richtung auf einen Beitritt zum Vertrag iiber die
Wirtschaftsunion der Organisation der ostkaribischen Staaten und seine aktive Mitwirkung an der Arbeit
der Wirtschaftskommission fiir Lateinamerika und die Karibik;

4.  fordert die Verwaltungsmacht, die Sonderorganisationen und anderen Organisationen des Sys-
tems der Vereinten Nationen sowie die Regionalorganisationen und sonstigen Organisationen auf, dem Ho-
heitsgebiet auch kiinftig Hilfe zu gewéhren, um die Folgen des Vulkanausbruchs zu mildern;

VIII
Pitcairn

Kenntnis nehmend von dem vom Sekretariat erstellten Arbeitspapier iiber Pitcairn'’® und anderen
einschldgigen Informationen,

unter Beriicksichtigung des singulédren Charakters Pitcairns, was die Bevolkerung, die Fliche und
den Zugang betrifft,

in Kenntnis dessen, dass die Verwaltungsmacht und die Gebietsregierung ausgehend von Konsulta-
tionen mit dem Volk des Hoheitsgebiets eine neue Regierungsstruktur eingefiihrt haben, um die Verwal-
tungskapazititen in dem Hoheitsgebiet zu stirken, und dass Pitcairn nach wie vor von der Verwaltungs-
macht einen Haushaltszuschuss fiir die Téatigkeit der Gebietsregierung erhilt,

unter Hinweis darauf, dass die Verwaltungsmacht und die Regierung Pitcairns derzeit an einem
Fiinfjahres-Strategieplan fiir die Entwicklung der Insel arbeiten,

1. begruft alle Anstrengungen der Verwaltungsmacht und der Gebietsregierung, weitere operative
Befugnisse auf das Hoheitsgebiet zu tibertragen, mit dem Ziel, die Selbstregierung nach und nach zu erwei-
tern, auch durch die Ausbildung lokalen Personals;

2. ersucht die Verwaltungsmacht, dem Hoheitsgebiet zur Erleichterung seiner Arbeit in Bezug auf
die Information der Offentlichkeit im Einklang mit Artikel 73 Buchstabe b der Charta behilflich zu sein,
und fordert die zustdndigen Organisationen der Vereinten Nationen diesbeziiglich auf, dem Gebiet auf An-
trag Hilfe zu gewéhren;

3. ersucht die Verwaltungsmacht auRerdem, die Verbesserung der Lage der Bevolkerung des Ho-
heitsgebiets im Wirtschafts-, Sozial- und Bildungsbereich sowie auf anderen Gebieten auch kiinftig zu un-
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terstiitzen und ihre Gespriache mit der Gebietsregierung iiber die Frage fortzusetzen, wie die soziodkonomi-
sche und 6kologische Sicherheit in Pitcairn am besten unterstiitzt werden kann;

4.  begruBt die Arbeiten an der Aufstellung eines Fiinfjahres-Strategieplans fiir die Entwicklung
der Insel;

IX
St. Helena

Kenntnis nehmend von dem vom Sekretariat erstellten Arbeitspapier iiber St. Helena'”' und anderen
einschligigen Informationen,

unter Hinweis auf die Erklarung des Vertreters St. Helenas auf dem vom 12. bis 14. Mai 2009 in
Frigate Bay (St. Kitts und Nevis) abgehaltenen Karibischen Regionalseminar,

unter Bericksichtigung des singuldren Charakters St. Helenas, was seine Bevolkerung, seine geo-
grafische Lage und seine natiirlichen Ressourcen betriftt,

feststellend, dass im Januar 2013, nach einer im September 2012 vom Legislativrat angenommenen
EntschlieBung iiber die Vornahme geringfiigiger Anderungen an der Verfassung St. Helenas von 2009, mit
denen Artikel 36 tiber die Wahl der gewihlten Mitglieder des Exekutivrats und Artikel 69 iiber den Rech-
nungspriifungsausschuss verbessert werden sollten, ein Prozess der Konsultation der Offentlichkeit einge-
leitet wurde,

im Bewusstsein der Erkldrung, mit der am 19. April 2013 der Legislativrat aufgelost wurde, und im
Bewusstsein dessen, dass im Juli 2013 eine allgemeine Wahl abgehalten wurde,

sich dessen bewusst, dass St. Helena nach wie vor von der Verwaltungsmacht einen Haushaltszu-
schuss fiir die Tétigkeit der Gebietsregierung erhlt,

sich der Anstrengungen der Verwaltungsmacht und der Gebietsregierung bewusst, die soziodkono-
mische Lage der Bevolkerung St. Helenas, insbesondere im Bereich der Beschiftigung und der Verkehrs-
und Kommunikationsinfrastruktur, zu verbessern,

feststellend, dass das Hoheitsgebiet Anstrengungen unternimmt, um dem Bedarf auf dem Arbeits-
markt St. Helenas in den néchsten 10 Jahren gerecht zu werden, namentlich durch die Arbeitsmarktstrategie
fiir den Zeitraum 2012-2014, den Plan fiir eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung 2012/13-2021/22
und die neue Nationale Strategie fiir die Aufstellung von Statistiken,

sowie feststellend, wie wichtig es ist, die Infrastruktur und die Zugénglichkeit St. Helenas zu verbes-
sern, und dass diesbeziiglich die Verwaltungsmacht Pline fiir den Bau eines Flughafens auf der Insel
St. Helena billigte,

1. betont, wie wichtig die Verfassung des Hoheitsgebiets aus dem Jahr 2009 ist, und nimmt
Kenntnis von den Vorschlidgen zur Férderung der Weiterentwicklung der demokratischen und guten Regie-
rungsfithrung;

2. ersucht die Verwaltungsmacht, dem Hoheitsgebiet zur Erleichterung seiner Arbeit in Bezug auf
die Information der Offentlichkeit im Einklang mit Artikel 73 Buchstabe b der Charta behilflich zu sein,
und fordert die zustdndigen Organisationen der Vereinten Nationen diesbeziiglich auf, dem Gebiet auf An-
trag Hilfe zu gewéhren;

3. ersucht die Verwaltungsmacht und die zustindigen internationalen Organisationen, die Ge-
bietsregierung bei ihren Anstrengungen zur Bewiltigung der soziodkonomischen Entwicklungsprobleme
des Hoheitsgebiets auch weiterhin zu unterstiitzen;
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4.  fordert die Verwaltungsmacht auf, bei der Losung aller auftretenden Fragen im Zusammenhang
mit dem Flughafenbau dem singulédren geografischen Charakter St. Helenas Rechnung zu tragen;

X
Turks- und Caicosinseln

Kenntnis nehmend von dem vom Sekretariat erstellten Arbeitspapier {iber die Turks- und Caicos-

inseln'” und anderen einschligigen Informationen,

unter Hinweis auf die Erklérung des Vertreters der Turks- und Caicosinseln auf dem 2009 in Frigate
Bay (St. Kitts und Nevis) abgehaltenen Karibischen Regionalseminar,

sowie unter Hinweis darauf, dass die Vereinten Nationen 2006 auf Ersuchen der Gebietsregierung
und mit Zustimmung der Verwaltungsmacht eine Sondermission auf die Turks- und Caicosinseln entsandt
haben,

in Kenntnis des 2002 erschienenen Berichts des Gremiums zur Priifung der Modernisierung der Ver-
fassung und in Anerkennung der zwischen der Verwaltungsmacht und der Gebietsregierung vereinbarten
Verfassung der Turks- und Caicosinseln von 2006,

feststellend, dass die Verwaltungsmacht beschloss, Teile der Verfassung von 2006 auBler Kraft zu
setzen, dass im Anschluss daran 2011 ein Verfassungsentwurf vorgelegt wurde, der Gegenstand 6ffentlicher
Konsultationen war, und das Hoheitsgebiet eine neue Verfassung erhielt sowie dass im November 2012
eine neue Gebietsregierung gewahlt wurde,

Kenntnis nehmend von den Auswirkungen des weltweiten Konjunkturriickgangs und anderer ein-
schldagiger Entwicklungen auf den Tourismus und die damit zusammenhéngende Immobilienentwicklung,
die Hauptstiitzen der Wirtschaft des Hoheitsgebiets,

1. nimmt mit ernster Besorgnis Kenntnis von der derzeitigen Situation auf den Turks- und Caicos-
inseln und nimmt Kenntnis von den Anstrengungen der Verwaltungsmacht, in dem Hoheitsgebiet wieder
eine gute Verwaltungsfithrung, namentlich durch die Einfiihrung einer neuen Verfassung 2011 und die Ab-
haltung von Wahlen im November 2012, und ein solides Finanzmanagement herzustellen;

2. nimmt Kenntnis von den Haltungen und wiederholten Aufforderungen der Karibischen Ge-
meinschaft und der Bewegung der nichtgebundenen Lander zur Unterstiitzung einer demokratisch gewahl-
ten Gebietsregierung;

3. nimmt auerdem davon Kenntnis, dass die Beraterin fiir Verfassungs- und Wahlreform einge-
hende offentliche Konsultationen durchgefiihrt hat und dass die Debatte iiber die Verfassungs- und Wahlre-
form innerhalb des Hoheitsgebiets fortgesetzt wird, und betont, wie wichtig die Beteiligung aller Gruppen
und interessierten Parteien an dem Konsultationsprozess ist;

4.  betont, wie wichtig es ist, dass das Hoheitsgebiet eine Verfassung besitzt, die, gestiitzt auf die
Mechanismen der Volksbefragung, die Bestrebungen und Wiinsche seiner Bevolkerung widerspiegelt;

5. ersucht die Verwaltungsmacht, dem Hoheitsgebiet zur Erleichterung seiner Arbeit in Bezug auf
die Information der Offentlichkeit im Einklang mit Artikel 73 Buchstabe b der Charta behilflich zu sein,
und fordert die zustdandigen Organisationen der Vereinten Nationen diesbeziiglich auf, dem Gebiet auf An-
trag Hilfe zu gewéhren;

6.  begruBt die aktive Mitwirkung des Hoheitsgebiets an der Arbeit der Wirtschaftskommission
fiir Lateinamerika und die Karibik;
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7. begruBt auBerdem die Anstrengungen, die die Gebietsregierung auch weiterhin unternimmt,
um der Verbesserung der soziodkonomischen Entwicklung in dem gesamten Hoheitsgebiet die ndtige Auf-
merksamkeit zukommen zu lassen;

XI
Amerikanische Jungferninseln

Kenntnis nehmend von dem vom Sekretariat erstellten Arbeitspapier iiber die Amerikanischen Jung-
ferninseln'” und anderen einschligigen Informationen,

sich dessen bewusst, dass nach dem Recht der Vereinigten Staaten die Beziehungen zwischen der
Gebietsregierung und der Bundesregierung in allen Angelegenheiten, die nicht der Programmverantwor-
tung eines anderen Bundesministeriums oder einer anderen Bundesbehorde unterliegen, der allgemeinen

Verwaltungsaufsicht des Innenministers unterstehen'”,

sowie sich dessen bewusst, dass das Hoheitsgebiet den fiinften Versuch unternommen hat, die beste-
hende Verfassung (Revised Organic Act), die die interne Verwaltungsstruktur regelt, zu iberpriifen, und
dass es die Verwaltungsmacht und das System der Vereinten Nationen um Hilfe fiir sein Programm zur
Aufklirung der Offentlichkeit ersucht hat,

sich dessen bewusst, dass im Jahr 2009 ein Verfassungsentwurf vorgeschlagen und anschliefend der
Verwaltungsmacht iibermittelt wurde, die das Hoheitsgebiet 2010 ersuchte, seine Einwinde zu dem Verfas-
sungsentwurf zu iiberdenken,

sowie sich dessen bewusst, dass die Fiinfte Uberarbeitungskonferenz, die 2012 eingesetzt und einbe-
rufen wurde, den Auftrag erhielt, den abschlieBenden iiberarbeiteten Verfassungsentwurf zu ratifizieren und
zu genehmigen,

in Anbetracht der Abhaltung von Wahlen in dem Hoheitsgebiet im November 2012,

in Kenntnis der SchlieBung der Raffinerie Hovensa und Kenntnis nehmend von den anhaltenden
negativen Auswirkungen auf die verarbeitende Industrie und die Arbeitsmarktlage in dem Hoheitsgebiet,

sich dessen bewusst, dass regionale Verbindungen fiir die Entwicklung eines kleinen Inselhoheitsge-
biets niitzlich sein konnen,

1. begruft es, dass der Verwaltungsmacht ein aus der Arbeit der Fiinften Verfassungskonferenz
der Amerikanischen Jungferninseln im Jahr 2009 hervorgegangener Verfassungsentwurf des Hoheitsgebiets
zur Uberpriifung vorgeschlagen wurde, und ersucht die Verwaltungsmacht, der Gebietsregierung bei der
Verwirklichung ihrer politischen, wirtschaftlichen und sozialen Ziele, insbesondere dem erfolgreichen Ab-
schluss des laufenden internen Prozesses der Verfassungskonferenz, behilflich zu sein;

2. ersucht die Verwaltungsmacht, den Prozess der Billigung der vorgeschlagenen Verfassung fiir
das Hoheitsgebiet im Kongress der Vereinigten Staaten und, sobald das Gebiet der Verfassung zugestimmt
hat, ihre Umsetzung zu erleichtern;

3. ersucht die Verwaltungsmacht aulerdem, dem Hoheitsgebiet zur Erleichterung seiner Arbeit in
Bezug auf ein Programm zur Aufklirung der Offentlichkeit im Einklang mit Artikel 73 Buchstabe b der
Charta behilflich zu sein, und fordert die zustindigen Organisationen der Vereinten Nationen diesbeziiglich
auf, dem Gebiet auf Antrag Hilfe zu gewihren;

4. &uBert ihre Besorgnis iiber die anhaltenden negativen Auswirkungen der SchlieBung der Raffi-
nerie Hovensa;

5. fordert erneut die Einbeziehung des Hoheitsgebiets in die Regionalprogramme des Entwick-
lungsprogramms der Vereinten Nationen, im Einklang mit der Beteiligung anderer Gebiete ohne Selbstre-
gierung;
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6. begruBt die aktive Mitwirkung des Hoheitsgebiets an der Arbeit der Wirtschaftskommission
fiir Lateinamerika und die Karibik;

7. erinnert daran, dass 2012 die Tagung des Gemeinsamen Rates der Jungferninseln, der die
Amerikanischen und die Britischen Jungferninseln umfasst, abgehalten wurde.

RESOLUTION 68/96

Verabschiedet auf der 65. Plenarsitzung am 11. Dezember 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit
178 Stimmen bei 3 Gegenstimmen und 1 Enthaltung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/68/433, Ziff. 26)*"°.

Dafiir: Afghanistan, Agypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Aquatorialguinea,
Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Athiopien, Australien, Bahamas, Bahrain,
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und
Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Cabo Verde, Chile, Chi-
na, Costa Rica, Céte d’lvoire, Danemark, Demokratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepublik Laos,
Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El
Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Gambia, Georgien, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea,
Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Ita-
lien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan,
Kiribati, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libyen, Liechtenstein,
Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretani-
en, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Ni-
caragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Osterreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neuguinea,
Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruméanien, Russische Foderation,
Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Sdo Tomé und Principe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal,
Serbien, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Sldafrika, Sudan, Stidsudan, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thai-
land, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Tirkei, Turkmenistan,
Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte
Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Israel, Vereinigtes Konigreich GroRbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Frankreich.

68/96.  Verbreitung von Informationen tber die Entkolonialisierung
Die Generalversammlung,

nach Priifung des Kapitels im Bericht des Sonderausschusses fiir den Stand der Verwirklichung der
Erklérung tiber die Gewdhrung der Unabhingigkeit an koloniale Lander und Voélker fiir das Jahr 2013, das
die Verbreitung von Informationen iiber die Entkolonialisierung und die Aufklirung der Offentlichkeit iiber
die Arbeit der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Entkolonialisierung betrifft'’®,

unter Hinweis auf ihre Resolution 1514 (XV) vom 14. Dezember 1960 mit der Erkldrung iiber die
Gewihrung der Unabhingigkeit an koloniale Lander und Voélker sowie auf die anderen Resolutionen und
Beschliisse der Vereinten Nationen betreffend die Verbreitung von Informationen iiber die Entkolonialisie-
rung, insbesondere die Resolution 67/133 der Generalversammlung vom 18. Dezember 2012,

in Anbetracht der Notwendigkeit flexibler, praktischer und innovativer Ansitze bei der Uberpriifung
der Selbstbestimmungsoptionen fiir die Volker der Gebiete ohne Selbstregierung im Hinblick auf die Um-
setzung des Aktionsplans fiir die Dritte Internationale Dekade fiir die Beseitigung des Kolonialismus,

unter erneutem Hinweis auf die Bedeutung der Verbreitung von Informationen als Instrument zur
Forderung der Zielsetzungen der Erklarung sowie eingedenk der Rolle, welche die Weltéffentlichkeit dabei

' Der in dem Bericht des Vierten Ausschusses empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Sonderausschuss fiir den
Stand der Verwirklichung der Erklarung tiber die Gewahrung der Unabhéingigkeit an koloniale Lander und Volker vorgelegt.
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	68/80. Tätigkeit des Sonderausschusses zur Untersuchung israelischer Praktiken, die die Menschenrechte des palästinensischen Volkes und anderer Araber der besetzten Gebiete beeinträchtigen
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Boli...
	Dagegen: Israel, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Australien, Kamerun, Kiribati, Papua-Neuguinea, Paraguay, Südsudan, Vanuatu.

	68/81. Anwendbarkeit des Genfer Abkommens vom 12. August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten auf das besetzte palästinensische Gebiet, einschließlich Ost-Jerusalems, und die anderen besetzten arabischen Gebiete
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Boli...
	Dagegen: Israel, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Australien, Honduras, Kamerun, Kiribati, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Südsudan, Vanuatu.

	68/82. Israelische Siedlungen in dem besetzten palästinensischen Gebiet, einschließlich Ost-Jerusalems, und in dem besetzten syrischen Golan
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Boli...
	Dagegen: Australien, Israel, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Palau, Panama, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Honduras, Kamerun, Kiribati, Malawi, Papua-Neuguinea, Paraguay, Südsudan, Vanuatu.

	68/83. Israelische Praktiken, die die Menschenrechte des palästinensischen Volkes in dem besetzten palästinensischen Gebiet, einschließlich Ost-Jerusalems, beeinträchtigen
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, ...
	Dagegen: Israel.
	Enthaltungen: Honduras, Kamerun, Kanada, Kiribati, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Palau, Paraguay, Südsudan, Tonga, Vanuatu, Vereinigte Staaten von Amerika.
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	Information im Dienste der Menschheit
	i) die Entwicklung der menschlichen und technischen Ressourcen, die für die Verbesserung der Informations- und Kommunikationssysteme in den Entwicklungsländern unerlässlich sind, und die Unterstützung bei der Fortführung und dem Ausbau der Programme d...
	ii) die Schaffung von Bedingungen, die es den Entwicklungsländern und ihren öffentlichen, privaten oder sonstigen Medien ermöglichen, unter Einsatz ihrer nationalen und regionalen Ressourcen über die ihren nationalen Bedürfnissen entsprechenden Kommun...
	iii) die Hilfe bei der Herstellung und der Förderung von subregionalen, regionalen und interregionalen Fernmeldeverbindungen, insbesondere zwischen Entwicklungsländern;
	iv) nach Bedarf die Erleichterung des Zugangs der Entwicklungsländer zu den auf dem freien Markt erhältlichen modernen Kommunikationstechnologien;
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	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, ...
	Dagegen: Keine.
	Enthaltungen: Frankreich, Israel, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika.
	68/87. Informationen aus den Gebieten ohne Selbstregierung, übermittelt gemäß Artikel 73 Buchstabe e der Charta der Vereinten Nationen
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien...
	Dagegen: Israel, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Frankreich, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland.

	68/88. Wirtschaftliche und sonstige Aktivitäten, die sich nachteilig auf die Interessen der Völker der Gebiete ohne Selbstregierung auswirken
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik Syrien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Botsuana,...
	Dagegen: Keine.
	Enthaltungen: Albanien, Andorra, Äquatorialguinea, Argentinien, Armenien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, ...
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	Allgemeines
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien...
	Dagegen: Israel, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Frankreich.
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